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Informationen aus der Vorstandssitzung KKJPD vom 5.  Februar 2021 

Teilnehmende: Regierungsrat Fredy Fässler (Präsident; SG), Staatsrätin Béatrice Métraux (Vizeprä-
sidentin; VD), Regierungsrätin Jacqueline Fehr (ZH), Staatsrat Norman Gobbi (TI), Regierungsrätin 
Karin Kayser-Frutschi (NW), Regierungsrat Philippe Müller (BE), Staatsrat Alain Ribaux (NE), Kom-
mandant Mark Burkhard (Präsident KKPKS; BL), Roger Schneeberger (Generalsekretär KKJPD),  
Alain Hofer (stv. Generalsekretär KKJPD), Claudio Stricker (Fachreferent GS KKJPD), Barbara Jäggi 
(Sekretariat GS KKJPD). 

Bericht des Bundesrates zum Postulat 19.3533 Bekämp fung des Hooliganismus; 
Stellungnahme der KKJPD 

Der Vorstand KKJPD hat eine Stellungnahme zum Entwurf des Bundesratsberichts verabschiedet. 
Darin werden die Inhalte des Berichts grundsätzlich begrüsst. Es wird insbesondere die verfassungs-
mässige Zuständigkeit der Kantone bei der Bekämpfung des Hooliganismus hervorgehoben und auf 
die im Herbst 2020 beschlossene Umsetzung der Handlungsempfehlungen aus der Evaluation des 
Hooligan-Konkordats hingewiesen. Die im Bericht erwähnten Verbesserungsmöglichkeiten im Zu-
ständigkeitsbereich der Kantone werden unterstützt, wobei auch auf mögliche zusätzliche Unterstüt-
zungsmassnahmen durch den Bund im Bereich der Fan-Transporte auf der Schiene hingewiesen 
wird. 

Vereinbarung über die wissenschaftliche Begleitung betreffend Gewalt im Sport 
durch die Universität Bern 

Der Vorstand KKJPD hat der neuen Vereinbarung zwischen der KKJPD und der Universität Bern zur 
wissenschaftlichen Begleitung rund um die Thematik Gewalt im Umfeld von Sportveranstaltungen für 
die Jahre 2021 und 2022 unter dem Vorbehalt zugestimmt, dass auch die übrigen Vereinbarungs-
partner sie gutheissen. Der Frühjahrsversammlung KKJPD vom 15. April 2021 wird beantragt, den 
Betrag von 10 800 CHF für die Forschungsstelle Gewalt im Umfeld von Sportveranstaltungen ins 
Budget 2022 aufzunehmen. 

Vertretung der KKJPD im strategischen Dialog zur Hä uslichen Gewalt 

Der Vorstand KKJPD hat Präsident Fredy Fässler sowie RR Jacqueline Fehr und SR Norman Gobbi 
zur Teilnahme am strategischen Dialog zur Häuslichen Gewalt mit Bundesrätin Karin Keller-Sutter 
vom 30. April 2021 delegiert. Der Vorstand wird sich am 12. März 2021 mit den Inhalten des strategi-
schen Dialogs auseinandersetzen und die Position der KKJPD bestimmen. 

Zukunft der Strafrechtskommission 

Aufgrund der Schwierigkeit vakante Sitze von Regierungsmitgliedern in der Strafrechtskommission 
(SRK) zu besetzen, hat sich der Vorstand KKJPD zur Zukunft der SRK ausgesprochen. Dabei ist er 
zum Schluss gekommen, dass eine angemessene Einbindung der politischen Ebene auch künftig 
von zentraler Bedeutung ist. Es soll geprüft werden, inwiefern die Übersetzung zentraler Dokumente 
ins Französische die Einsitznahme von Vertrerinnen und Vertretern der CLDJP in der SRK erleich-
tern würde. Zudem wird Staatsrat Norman Gobbi der Frühjahrversammlung KKJPD 2021 als neues 
Mitglieder der SRK zur Wahl vorgeschlagen. 

Nachfolge des Generalsekretärs KKJPD 

Der aktuelle Generalsekretär KKJPD, Roger Schneeberger, wird per Ende 2021 in den Ruhestand 
treten. Der Vorstand hat beschlossen, die Stelle des Generalsekretärs öffentlich auszuschreiben und 
eine Findungskommission bestehend aus Präsident Fredy Fässler, Vizepräsidentin Béatrice Métraux 
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und Vorstandsmitglied Karin Kayser-Frutschi einzusetzen. Diese soll dem Vorstand bis Sommer 
2021 einen Wahlvorschlag zur Besetzung der Stelle unterbreiten. 

Stellungnahme des Vorstands KKJPD zu Vernehmlassung en 

Bundesgesetz über die Plattform über die elektronische Kommunikation in der Justiz 

Der Vorstand KKJPD hat vom Entwurf einer Stellungnahme Kenntnis genommen und beschlossen, 
darin auch auf die Notwendigkeit der expliziten Berücksichtigung der Akteure der gesamten Strafjus-
tizkette in den rechtlichen Grundlagen aufmerksam zu machen. Dazu sollen die zentralen Inhalte aus 
den Stellungnahmen der KKPKS und der SSK berücksichtigt werden. Im Anschluss wird das Doku-
ment den Kantonen so rasch als möglich als Musterstellungnahme zur Verfügung gestellt. 

Übernahme EU-Verordnung 2020/493 FADO und Änderung Bundesgesetz BPI 

Basierend auf den Haltungen der KKPKS und der SSK wird eine Stellungnahme erarbeitet, die der 
Vorstand KKJPD auf dem Zirkularweg verabschieden wird. 

Änderung des Militärstrafgesetzes 

Basierend auf der Haltung der SSK soll eine Stellungnahme erarbeitet werden, die der Vorstand am 
12. März 2021 anlässlich seiner nächsten Sitzung verabschieden wird. 

Verordnungsanpassungen zur Umsetzung der SIS-Verordnungen 

Der Vorstand KKJPD verzichtet auf eine Stellungnahme und überlässt es den Kantonen sich zu äus-
sern. 
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